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Koeblamezeile 40

M. das Tauſend, zuzüglich Poſtgebühr.

Amtsblatt für den Magiſtrat zu Kemberg, das Amtsgericht und verſchiedene Gemeinden

Nr. 70 Dienstag, den 16. Juni 1931 33. Jahrg.
Bei dem von uns veranſtalteten

13. Wettbewerb
für Fenſterblumenſchmuck

wurden für beſonders gute Leiſtungen durch Ueberreichung
von Blumenſpenden ausgezeichnet:

Frau Arnold, Leipziger Straße 64/65,
Dümiche, Markt 1,
Genzel, Wittenberger Straße 36,
Gerber, Burgſtraße 9,
Gruhne, Burgſtraße 4b,
Haaſe, Mittelſtraße 7,
Höhne, Wittenberger Straße 57,
Jrmer, Wittenberger Straße 34,
Knak, Gartenſtraße 6,

Frl Ludley, Wittenberger Straße 43,
Frau Müller, Leipziger Straße 54,

Schröder, Töpferſtraße 17,
Schütze, Wittenberger Straße 45,
Spieler, Markt 6,
Thomas, Markt 5.

Auch die übrigen Bemühungen werden dankbar aner
kannt. Alle haben zur Verſchönerung unſerer Stadt bei
getragen. Für 1931 wird hiermit der 14. Wettbe-
werb ausgeſchrieben. Wir bitten um rege Beteiligung.

Kemberg, den 12. Juni 1931.

83 Der Magiſtrat
Gefundene Gegenſtände:

30. 12. 30 1 Trauring,
16. 3 1 Handkoffer,
39 37 1 Peitſche,
13. 4. Autowerkzeug
26. 5. 31 1 Erſatzrad für Motorräder,
18. 6. 31 1 Schlüſſelbund.

Kemberg, den 11. Juni 1931.

84] Die Polizeiverwaltung.
Anheilſchwangere Tage.

Reubildung des Kabinetts erwartet. Brünings Haltung.

Nach der Beſprechung des Kanzlers mit dem Abge
ordneten Dingeldey wurde die Frakfionsſitzung der Deut

Volkspartei fortgeſetzt, die ſich bis in die ſpäten
achtſtunden hinzog und an der auch Vertreter des Par

keivorſtandes und der preußiſchen Landtagsfraktion teil
nahmen. Nach eingehenden Beratungen hat die Fraktion
mit Mehrheit beſchloſſen, für die Einberufung des Reichs

kages einzutreten eEntſcheidung der D. V. P.
Dieſe Entſcheidung wird vor allem damit begründet,

voaß nach ihrer Auffaſſung der Nation neue Laſten nur
zugemutet werden könnten, wenn gleichzeitig auch

entſcheidende Aktionen in der Reparationsfrage erfolgten
Außerdem wird von volksparteilicher Seite betont, daß

man in der vorliegenden Notverordnung weder eine wirk
Kche Sanierung der öffentlichen Haushaltswirtſchaft noch
eine Anbahnung der Wirtſchaſtsgeſundung zu erblicken ver

Dem Reichskanzler iſt zum Ausdruck gebracht worden,
daß die Haltung der Deutſchen Volkspartei kein Miß
krauensvokum für ſeine Perſon bedeuke. Dagegen erwarke
man von Dr. Brüning, daß er nunmehr zu der ſeit lan
gern geforderken Neubildung des Kabinetts ſchreitet.

Brünings Haltung.
Falls mit der Entſcheidung der Deutſchen Volkspartei
im Aelteſtenrak des Reichskags ſich eine Mehrheit für die
Einberufung des Parlamenks ergeben ſollke, wird mit der
Geſamidemiſſion des Kabinetts Brüning gerechnet, da der
Reichskanzler in den Parkeiführerbeſprechungen des Don
nerstag ſeine Auffaſſung nach dieſer Richtung hin ſchon
mehrfach deutlich zum Ausdruck gebracht hat.

Der Reichskanzler fuhr am Freitagvormittag nach
Neudeck, um dort dem Reichspräſidenten über die geſamt
politiſche Lage Bericht zu erſtatten. Er wird für Sonn
abendvormittag wieder in Berlin zurückerwartet, und man
nimmt an, daß an dieſem Tage wichtige innerpolitiſche
Entſcheidungen fallen werden. S

Meinung des Landvolfs.
Wie die „Landvolk- Nachrichten mitteilen, ſteht man

in Kreiſen der Landvolkfraktion auf dem Standpunkt, daß
vor der Entſcheidung über die Wiedereinberufung des
Reichstags erſt Klarheit darüber geſchaffen werden muß,
wie die Regierung ſich die weitere Behandlung der Re
parationsfrage denkt.

Die Notverordnung mit ihren ſchwerwiegenden Opfern
für weiteſte Bevölkerungskreiſe iſt nur dann kragbar,
wenn die Gewähr dafür gegeben wird, daß nunmehr

das Reparationsproblem ernhaft angepackt wird.

Jm engen Zuſammenhang damit ſteht die Frage einer
Umwandlung des Reichskabinetts. Dieſe Umbildüng iſt von
der Landvolkpartei ſeit den Septemberwahlen gefordert
worden. Sie iſt heute akuter denn je, ſowohl was die Per
ſon des Reichsaußenminiſters anbelangt, wie auch die des
Reichsfinanzminiſters. e

Dietrich ſoll gehen!
Abgeſehen von den ſchwerwiegenden ſachlichen Beden

ken gegen die Politik des Finanzminiſters kommt noch hin
zu, daß man es aus perſönlichen Gründen für unmöglich
hält, einen Vizekanzler wie Dietrich auf die Dauer im Amt
zu belaſſen. Schon die Art und Weiſe, wie er die Frage

ſee engehalteearzünces behandelt hat, iſt ſchwer er
räglich.

Jn einem Zeitpunkt, wo für alle Kenner der Sachlage
die kommende ltskürzung außer Frage ſtand und wo
die Beamtenorganiſationen ſelbſt beſtimmt mit ihr rechne
ten, hat Dietrich mehrfach erklärt, ihm ſeien ſolche Pläne

nicht bekannt, und er ſtünde ihnen völlig fern.
Die Stellung der Rechtsoppoſition.

Selbſtverſtändlich iſt auch die Frage von ausſchlagge
bender Bedeutung, wie ſich Deutſchnationale und National
ſozialiſten zu einer Regierungsumbildung verhalten, Die
letzte Rede Dr. Hugenbergs in Porta läßt zunächſt noch den
weitgehendſten Kombinationen Spielraum, da Dr. Hugen-
berg zwar einerſeits ſtark die realpolitiſche Notwendigkeit
eines Zuſammengehens mit dem Zentrum erkennt, anderer-
ſeits aber grundſätzlich nicht mit denen praktieren will, die
dem Youngplan zugeſtimmt haben. Für das eine oder an
dere werden ſich wohl die Deutſchnationalen bald entſchei
den müſſen.

Die „Mitteilungen der Deutſchnationalen Volkspartei
ſchreiben u. a.: Es iſt kaum anzunehmen, daß die Sozial
demokraten fich mit einer Umbildung, die die der Sozial
demokratie noch erträglichſten Miniſter betrifft etwa
Dietrich, Eurtius, Wirth einverſtanden erklären werden.
Daß die Rechte durch die Auswechſlung einiger Perſönlich
keiten veranlaßt werden könnte, die Regierung Brüning
zu tolerieren, wird wohl ſelbſt der größte Optimiſt nicht an
zunehmen wagen.

Die Deutſchnaklionalen haben ſich eindeukig genug da
hin ausgeſprochen, daß nur die Erſetzung des jetzigen Kabi
nekts durch ein Kabinett, das mit der Erfüllungspolitik nicht
belaſtet iſt, und eine gleichzeitige Umgeſtaltung der Ver
hältniſſe in Preußen ſür ſie die Vorausſetzung zur Auf
zabe der Oppoſitionsſtellung geben könnte.

Die Stellungnahme der Sozialdemokraten.
Die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion hat folgen

den Beſchluß gefaßt:
„Die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion ſtellt feſt,

daß die neue Notverordnung eine große Anzahl von Be
ſtimmungen enthält, die die werktätige Maſſe auf das aller
ſchwerſte belaſtet. Jhre Durchführung würde eine unerträg
liche Verſchlechterung der Lebenshaltung des werktätigen
Volkes zur Folge haben. Die ſozialdemokratiſche Reichstags
fraktion war und iſt bereit, zur Sicherung der ſozialen Ein
richtungen und zur Ueberwindung der Wirtſchaftskriſe an
der Sanierung der öffentlichen Finanzen mitzuwirken.
Die neue Notverordnung hat aber durch ihre kraſſe Einſei
tigkeit, die die unteren Volksſchichten auf das ſchwerſte be
laſtet, die größte Erregung ausgelöſt. Dieſe Erregung iſt
um ſo berechtigter, weil die Notverordnung Eingriffe ent
hält, die ſozial nicht gerecht, unzweckmäßig und nutzlos
ſind, dabei aber ungeheuer verbitternd wirken.

Die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion verlangt
deshalb eine Aenderung der Nokverordnung, die den
berechtigten Forderungen der breiten Maſſen des Vol

kes entſpricht.
Sie hat davon Kenntnis genommen, daß der Fraktionsvor
ſtand Verhandlungen mit der Reichsregierung aufgenom
men hat, um eine durchgreifende Aenderung der Notver-
ordnung zu erreichen. Sie wird die Entſcheidung über ihre
weiteren Schritte von dem Ergebnis dieſer Verhandlunger
abhängig machen.

Deshalb vertagt ſich die Fraktion auf Dienskagvormik-
tag. In der neuen Sitzung wird ſie ſich entſcheiden, ob ſie
eine Einberufung des Reichstags verlangen ſoll.

Brüning bleibt feſt.
Der Reichskanzler iſt, wie verlauiet, nach wie vor enk

ſchloſſen, auf Nichteinberufung des Reichstages zu beſtehen
und nötigenfalls die Konſequenzen zu ziehen, wenn gegen
dieſen Wunſch der Aelteſtenrat mit Mehrheit die Einberu
fung des Parlaments beſchließen ſollte.

Die für Sonnabend vorgeſehenen Unterredungen mö
den Verhandlungsführern der Wirtſchaftspartei, der Chriſt:
lichSozialen und der Staatspartei dürften lediglich infor-
matoriſchen Charakter haben. Am Sonnabendnachmittag
fährt der Reichskanzler nach Hildesheim zur Tagung de
Parteivorſtandes und der Reichstagsfraktion des Zentrums

Reichsausſchuß der Volkspartei
Jm Reichsklub in Berlin trat wie die Deutſche

Volkspartei mitteilt der Reichsausſchuß der Deutſcher
Volkspartei zuſammen. Der Parteiführer, Abgeordnete
Dingeldey, erſtattete einen einleitenden Bericht über die po

ktiſche Lage, wie ſie ſeit dem Erlaß der Notverordnunger

ſich geſtaltet hat.
Der Reichsausſchuß ſteht in e hinter dem
Parkteiführer und hat zu ſeiner Führung volles Ver

krauen.
Jn einer eingehenden Ausſprache wurde zu den Ein

zelfragen Stellung genommen und über die Auffaſſung der
Parteiorganiſationen berichtet.

Noch keine Klarheit.
Die Landvolkparkei vorausſichtlich für Einberufung des

Keichskags. Korrektur des volksyarteilichen Beſchluſſes
Berkin, 13. Juni.

In Berliner politiſchen Kreiſen erörtert man naturge
mäß lebhaft die Ausſichten der weiteren innerpolitiſche
Entwicklung. Dabei intereſſiert man 47 beſonders für di
Frage, welche Entſcheidung die andvolkpartes
treffen wird. Die „Deutſche Tageszeitung“, die dem Land
bolk am nächſten ſteht, berichtet, dieſe Fraktion werde ſich
por ausſichtlich ähnlich entſcheiden, wie die Deutſche Volks
partei, und ſs ſei die Einberufung des Reichstages ſo gul
wie gewiß.

Jn Kreiſen, die der Reichsregierung naheſtehen, häll
man es dagegen noch keineswegs für ſicher, daß ſich am
mee im e i en für die Parlamentseinberufung ergibt. Man hofft immer noch, daß ſich fül
die Deutſche Volkspartei doch noch die Möglichker
findet, auf die Einberufung zu verzichten.
Die Fraktion tritt am Montag erneut zuſammen, um
ſich mit dem ſachlichen Jnhalt der Notverordnung zu be
ſchäftigen. Es liegt nahe, daß man ſich bei dieſer Gelegen
heit auch noch einmal über die grundſätzliche Einſtel
zur Reichstagseinberufung unterhält, zumal die Meh
für die Einberufüng nur zwei Stimmen betrug; von den 2
anweſenden Abgeordneten hatten 15 für die Einberufung
und 13 dagegen geſtimmt.

Bevorſtehende Fraktionsentſcheidungen.
Reichskagsausſchußß zur Abänderung der Rotverordnung?

Berlin, 14. Juni.
Reichskanzler Dr. Brüning nahm nach ſeiner Rückkehr

d n die Beſprechungen mit den Parteiführern wie
er auf.

In Regierungskreiſen beurkeilt man die Lage zuver
ſichtlich. Nähere Mitteilungen über die weiteren Abſichten
des Kanzlers wurden bisher nicht gemacht. Man betont
jedoch, daß irgendwelcher Anlaß zur Nervoſität nicht ge
geben ſei.

Reichskanzler Dr. Brüning hatte eine neue Beſprechung mit den ſogialdemokratſchen Fraktionsführern, an

der auch Reichsarbeitsminiſter Stegerwald und der Füh
rer der Zentrumspartei, Dr. Kaas, teilnahmen.

Es wurde dabei die Möglichkeit der Einberufung des
Keichskagsausſchuſſes zum Zwecke der Abänderung der Not

verordnung erörkert, doch iſt eine entſcheidende Stellung
nahme noch nicht erfolgt. Die Verhandlungen wurden bis
zur Rückkehr des Kanzlers aus Hildesheim, am Monkag
früh, vertagt.

Vorher hatte Dr. Brüning Dr Weber von der
Staatspartei, Simpfendörfer von der ChriſtlichSo
zialen und Drewitz von der Wirtſchafts-Partei emp
fangen.

Schon in den erſten Tagen der kommenden Woche
wird aller Vorausſicht nach die endgültige Entſcheidung
über die Frage fallen, ob der Reichstag, der ſich zur Zeit
bis zum 13. Oktober vertagt hat, zur Beſprechung der
neuen Notverordnung zu einer Zwiſchentagung zuſammen
treten ſoll, die dann zweifellos einen an lebhaften Ausein
anderſetzungen reichen Verlauf nehmen dürfte. Bisher iſt
für Montagvormittag eine Sitzung der Fraktion der Wirt
ſchaftspartei vorgeſehen. Am Nachmittag treten dann zu
gleicher Zeit die Reichstagsfraktionen der Deutſchnationa
len und der Deutſchen Volkspartei zuſammen. Der für
Dienstagmittag in Ausſicht genommenen Sitzung des Ael
teſtenrates, der zu den Anträgen der Nationalſozialiſten und
der Kommuniſten auf frühere Reichstagseinberufung end
un Stellung nehmen will, gehen Fraktionsſitzungen der

ozialdemokraten, des Landvolks, der Bayeriſchen Volks
partei und der Deutſchen Staatspartei voraus.

An beiden Tagen wird der Kanzler, deſſen Fraktion
am Sonnkag in Hildesheim zuſammentkritkt, die Parkeifüh
rer zu Rückſprachen über die Nokverordnung empfangen,
und zwar am Monkagvormiktag unmittelbar nach ſeiner
Rückkehr aus Hildesheim zunächſt den Abgeordneten Mol
lakh, den Vorſitzenden der Fraktion der Wirtſchaftkspartei.

Preußiſcher Landtag.
Berlin, 13. Juni.

Das Haus beſchäftigt ſich mit einer Anzahl von Aus
ſchußanträgen. Abgelehnt wird entſprechend der Entſchei
dung des Unterrichtsausſchuſſes der deutſchnationale Antrag
der das Staatsminiſterium erſuchte, in allen Schulen ein
kurze Zuſammenfaſſung der wichtigſten Beſtimmungen de
Friedensvertrages von Verſailles und des Youngplanes zu
Verteilung zu bringen.



Gegen Sozialdemokraten und Kommuniſten findet ein
Antrag Annahme, der verlangt, daß an der neunjährigen
Unterrichtsdauer bei den höheren Schulen und an der Reife
prüfung feſtgehalten wird.

Ohne Ausſprache beſtätigt das Haus Anträge des Land
wirtſchaftsausſchuſſes auf Erhöhung beſtimmter Holzzölle
und auf Einführung eines Verwendungszwanges für in
ländiſches Papierholz. Zur Förderung der Holzausfuhr ſol
ken die Beförderungstarife geſenkt werden.

Es folgt die Beratung eines Antrages des Landwirt
ſchaftsausfchuſſes, der das Staatsminiſterium erſucht
Schritte bei der Reichsregierung zu unternehmen, um in Zu
kunft jede Brotpreiserhöhung zu unterbinden und bereit
eingetretene Brotpreiserhöhungen rückgängig zu machen.

Der Antrag wird mit den Stimmen der Rechten und
Sie Zentrums an den Landwirtſchaftsausſchuß zürückver

wieſen.
Gegen die Linksparteien wird ein deutſchnationalen

Antrag angenommen, der verlangt, daß dem Weizenmeh
20 Prozent Roggenmehl beigemiſcht werden, die Bezugspflich

irikus als Treibſtoff i 10 Prozent derrchbe v die Enſuhe en ſener ehe
en Laſtwägenverkehr in größerem Umfange ats bisherden Koſten des Wegebaues herangzugiehen und Werſch

gen Höchftgewicht und Bereifungsvorſchriften ſchärfer zu
ntrollieren und zu beſtrafen.

Der Antrag des Rechtsausſchuſſes, den deutſchnationafen
ſtrantrag auf Vollſtreckung des Todesurteils gegen Kürten

bzulehnen, wird mit den Stimmen der Sozialdemokraten,
des Zentrums, der Staatspartei und der Kommuniſten
Fegen die übrigen Parteien beſtätigt.

Angenommen wird der Antrag des Verkehrsausſchuſſes
der das Staatsminiſterium erſucht, unmittelbar und durch
Einwirkung auf die Reichsregierung den Bau einer Elb
rücke bei Tangermünde mit allen verfügbaren Mitteln zu
rdern. Ferner wird die Regierung erſucht, e veranlaſſen
daß in das von der Reichsregierung aufzuſtellende Arbeits
beſchaffungs Programm die Errichtung der OſtharzTal
perren aufgenommen wird.

Annahme fand ſchließlich noch ein Antrag, wonach die
Mittel für Repräſentationen angeſichts der Notzeil
ſo weit als nur möglich herabgedrückt werden ſollen.
Von allen entbehrlichen Repräſentationen ſoll abgeſehen
und in entſprechendem Sinne auf die Gemeinden und Ge
meindeverbände eingewirkt werden.

In der Sonnabendſitzung ſtehen die dritte Beratung
des Kirchen vertrags und die Abſtimmung über den
kommuniſtiſchen Mißkrauensantrag gegen da
Staatsminiſterium auf der Tagesordnung.

Berlin, 14. Juni.
Nach Erledigung kleinerer Vorlagen beginnt der Land

kag die dritte Beratung des Geſetzentwurfes über den
Staatsvertrag mit den evangeliſchen Landeskirchen. Abg.
Dr. Heß (Ztr.) erklärt die Zuſtimmung ſeiner Fraktion
mit dem Hinweis darauf, daß nach dem katholiſchen Kon
kordat nunmehr dieſer Staatsvertrag die ſtaatsrechtliche
Gleichſtellung der evangeliſchen Landeskirchen bringe. Abg.
Schul z Neukölln (Komm.) meint, Herr Dr. Heß hätte
auch ſagen können, daß nach der katholiſchen Kirche nun
mehr auch die evangeliſche durch den Staat ein Millionen-
Geſchenk erhalte.

Als der Redner im weikeren Verlauf ſeiner Ausfüh
rungen den ſozialen Teil des letzten Rundſchreibens des

apſtes mit den Ausdrücken „Dummheit, Frevel und
euchelei“ belegt, wird er vom Präſidenten Bartels gerügk.
m Zenkrum macht ſich ſtarke Erregung bemerkbar. Meh

rere Kommuniſten dringen gegen die Bänke des Zenkrums
vor, Zenkrumsabgeordneke kommen ihnen entgegen, und es
drohen Täklichkeiten. Dem Präſidenten gelingt es mit An
drohung ſchärfſter Ordnungsmaßnahmen, die Ruhe wieder
ver zuſtellen.

Als hierauf der Führer der nationalſozialiſtiſchen
Gruppe im Landtag, Abg. Kube, das Wort nimmt, wird er
beſonders von der äußerſten Linken mit ſtürmiſchen Zu
rufen eipfangen, da ſeit der Abſtinenz der NSDAP. im
Reichstag auch die Nationalſozialiſten im Landtag ſich ab
ſolut paſſiv verhalten haben. Abg. Kube (Nat.-Soz.) führt
aus, daß ſeine Freunde den Staatsvertrag ablehnen wür-
den, weil ſie kein Vertrauen zu ſeiner Durchführung durch
die gegenwärtige Regierung hätten und weil ſie es für
unter der Würde der Kirche liegend hielten, daß die evan
eliſche Kirche ſich unter die Kontrolle von marxiſtiſchen

achthabern begebe. Abg. Juſti (Landvolk) erkennt an,
daß der Vertrag der Kirche im allgemeinen die Freiheit gebe.

ſich ungeſtört zu entfalten. Abg. Dr. Heß (Ztr.) wendet ſich
gegen die Beleidigungen des Oberhaupts der katholiſchen
Kirche durch den Abg. Schulz-Neukölln. Abg. Koch
Oeynhauſen (Dnut.): Die deutſchnationale Fraktion weiſt die
Anwürfe des kommuniſtiſchen Redners gegen die chriſtliche

Kirche mit aller Entſchiedenheit zurück. Dieſe Anwürfe
reichten an die chriſtliche Kirche nicht heran.

Abg. Rickers (Soz.) erklärt für die Sozialdemokraten,
daß ſie ſich bei der Abſtimmung über den Kirchenvertrag
der Stimme enthalten würden. Abg. Graf von Poſa
do wſky Wehner (Volksrechtp.) gibt in ſeinem eigenen
ſowie im Namen der deutſchvolksparteilichen Abgeordneten
Hallensleben, Dr. Kriege, Dr. Boehm, Eichhoff und Buch
horn und im Namen der DeutſchHannoveräner Frhr. von
Wangenheim und Bieſter die Erklärung ab, daß dieſe Ab
geordneten gegen den Staatsvertrag ſtimmen würden, weil
ſie ſchwerwiegende Bedenken gegen die ſogenannte politiſche
Klauſel hätten.

Damit iſt die Ausſprache beendet. Zur dritten Leſung
des Pfarrerbeſoldungsgeſetzes wird das Wort nicht verlangt.

Das Haus nimmt hierauf die Abſtimmungen vor.
Zunächſt wird über den kommuniſtiſchen Mißtrauensantrag
gegen die Staatsregierung, der mit der Mitwirkung der
preußiſchen Regierung an dem Zuſtandekommen der Not
verordnung begründet iſt, abgeſtimmt. Jn namentlicher
Abſtimmung wird der kommuniſtiſche Mißtrauensantrag
mit 220 gegen 167 Stimmen abgelehnt. Es folgt die Ab
ſtimmung über den kommuniſtiſchen Antrag, der das Staats
miniſterium erſucht, die Aufhebung der Notverordnung zu
verlangen. Auch dieſer Antrag wird in namentlicher Ab
ſtimmung abgelehnt, und zwar mit 206 gegen 151 Stim
men bei zwei Enthaltungen.

Es folgt die Abſtimmung über den Kirchenverkrag. Die
namenkliche Schlußabſtimmung ergibt 202 Stimmen für den
Verkrag, 54 Stimmen der Kommuniſten, Nationalſozialiſten
und einzelner Abgeordneter aus anderen Parteien dagegen
bei 105 Stimmenthaltungen der Sozialdemokraten. Der
Kirchenvertrag iſt damit endgültig vom Landkag angenom
men. Auch das Pfarrerbeſoldungsgeſetz wird in nament
licher Schlußabſtimmung mit 273 gegen 44 Stimmen end
gültig verabſchiedet.

Zur Geſchäftsordnung beantragt Abg. Sobottka
(Komm.), den Antrag ſeiner Freunde, der die Regierung
erſucht, den Verkauf der Gleiwitzer Hütte und der Hütte
Malapane in Oberſchleſien an die Ober-Hütten A.G. zu
verhindern, weil andernfalls eine Stillegung der Hütten
und Entlaſſung der Arbeiter zu befürchten ſei ſowie der
Uebergang der geſamten oberſchleſiſchen Eiſeninduſtrie an
Borſig, ſofort zur Entſcheidung zu ſtellen. Die ſofortige
Erledigung ſcheitert am Widerſpruch aus dem Hauſe.

Um 13.30 Ahr verkagt ſich das Haus auf Dienskag, den
Z. Juli, 13 Uhr: Siedlungsgeſetze und Ankräge über Un
wetterſchäden

Revirement im A. A.
Veränderungen in der deutſchen Diplomaktie.

Berlin, 14. Juni.
Der deutſche Geſandte in Athen, von Kardorff, und der

deutſche Geſandte in Peking, von Borch, ſowie der General
konſul Hellwig in Antwerpen ſind zur Dispoſition geſtellt
worden. An Stelle des zum Geſandten in Wien ernannten
früheren Botſchaftsrats Rieth iſt der Vortragende Lega-
tionsrat Forſter vom Auswärtigen Amt zum Votſchaftsrat
bei der Botſchaft in Paris ernannt. Generalkonſul Breit
ling in Neapel iſt zum Generalkonſul J. Klaſſe in Barcelona
ernannt worden. Konſul Döhle in Paris wurde zum Ge
ſandtſchaftsrat ernannt. Legationsrat Meyer wurde zum
Geſandtſchaftsrat in Waſhington ernannt, und der Ge
ſandtſchaftsrat Baer in Waſhington wurde als Legations-
rat ins Auswärtige Amt einberufen. Vortragender Legationsrat Windel ſt zum Generalkonſul J. Klaſſe in Zürich
ernannt als Erſatz für den früheren Preſſechef der Reichs
regierung, Miniſterialdirektor Heilbron. Der Geſandtſchafts
rat Jmmelen aus dem Auswärtigen Amt iſt zum Konſul
in Neapel ernannt worden.

Diskonterhöhung um 2 Prozent.
Berlin, 14. Juni.

Die Reichsbank hak mit Wirkung ab 13. Juni den
Bankdiskonk um 2 Prozent von 5 auf 7 Prozent und den
Lombarddiskont von 6 auf 8 Prozent erhöht.

Durchs Brandenburger Tor.
Zum Einzug der Truppen in Berlin am 16. Juni 1871.

Als die Sieger des großen Krieges 1870/71 ihren Ein
zug in die Hauptſtadt des neuen Reiches hielten, war
das der Auftakt für zahlloſe Empfangsfeiern im ganzen
Reiche, aber der Einmarſch in Berlin war zugleich der
prunkvollſte, der glanzvollſte Tag in der Geſchichte des
Brandenburger Tores und der Linden. Ein Tuſch des ſtäd
tiſchen Muſikkorps auf dem Pariſer Platz verkündete das
Nahen des vom Tempelhofer Felde kommenden Siegeszuges.
Den Kaiſer und ſein Heer umbrauſten endloſer Jubel. Eine
Ehrenjungfrau begrüßte an der Spitze von 75 in blau und
weiß gekleideten Ehrenjungfrauen den Kaiſer mit einen Ge
dicht, das wie folgt ſchloß:

„Nun grüßt der Jubel dich von Millionen
Aus deutſcher Bruſt in Oſt, Weſt, Süd und Nord;
Schlägt's deutſche Herz doch unter allen Zonen
Treu ſeine warmen Heimatspulſe fort,
Und mit den unwelkbaren Lorbeerkronen
Bringſt du die Palmen uns, als Friedenshort,
O, daß ihr Schatten dich noch lange labe,
Dein SämannsMühen reiche Ernte habe!“

Hierauf wurde dem Kaiſer auf einem Kiſſen von
weißem Atlas ein friſcher Lorbeerkranz überreicht. Der
Kaiſer aber antwortete ſchlicht: „Jch nehme den Dank, den
Sie mir in dem Gedicht ausgeſprochen haben, an, nicht für
mich, ſondern für die Armee.“

Dann aber ritt der greiſe Kaiſer zu etwa 50 vor den
Magiſtratstribünen ſitzenden verwundeten Offizieren und
begrüßte ſie mit ernſtem Blick: „Ich danke Jhnen, meine
Herren, Sie haben es mir eingebracht.“ Daraufhin nahm er
erſt die Begrüßung des Magiſtrats entgegen. Der Kaiſer,
beſonders aber auch Bismarck und Moltke waren den
jubelndſten Huldigung ausgeſetzt, aber der Berliner erwar

tete auch mit aller Sehnſucht die ihm bekannten und ver
trauten Regimenter, die Alexander, die Franzer, die Garde
ſchützen uſw.

Der Vorbeimarſch der Truppen, denen voran 81 erbeu
tete franzöſiſche Adler und Fahnen getragen wurden, dauerte
faſt drei Stunden, eine große Anſtrengung für die Truppen,
die ſchon am frühen Morgen auf dem Tempelhofer Feld
Aufſtellung genommen hatten. Die Anſtrengungen wurden
gern ertragen, war doch die Feier des Sieges für alle zu
gleich die Feier des Friedens, die fröhliche Heimkehr in
Haus und Familie. Jm Anſchluß an den Einmarſch fand
noch die feierliche Enthüllung des Denkmals Friedrich Wil
helms III. im Luſtgarten ſtatt. Am Abend begann das
eigentliche Volksfeſt, wo ſich die Maſſen vergnügt in den
Straßen der feſtlich und prachtvoll illuminierten Hauptſtadt
bewegten.

Zum Zeichen und zur Bekräftigung der neugewonnenen
Einigkeit waren auch ein Bataillon Truppen aus den an
deren deutſchen Landen für den Einzugstag in die Reichs
hauptſtadt abgeordnet worden, und in einem Abſchiedsgedicht
an die ſüddeutſchen Brüder heißt es:

„Sagt's euren Brüdern gern geſtatt' ich euch's
Wie ihr gefunden mich in Art und Weſen;
Doch ſagt auch, daß der Hauptſtadt dieſes Reichs
Der Tag kein Feſt wär' ohne euch geweſen!“

Alle Zeitungen u. Zeitſchriften
liefert frei Haus Richard Arnold.

Einzug ins Elyſee.
Amksankrikt des neuen franzöſiſchen Skagakspräſidenken.

Paris, 14. Juni.
Der franzöſiſche Staakspräſident Doumergue iſt nach

ſiebenjähriger Stagkspräſidentſchaft in den Ruheſtand ge-
kreken und übergab das höchſte Amk der franzöſiſchen Re
vublik ſeinem Nachfolger Doumer.

Die Feierlichkeit nahm folgenden Verlauf: Um 14 Uhr
verſammelten ſich die Mitglieder der Regierung, die Prä
ſidenten des Senats und der Kammer ſowie die Chefs der
Büros beider Häuſer. Miniſterpräſident Laval beſtieg in
Begleitung des Chefs des Protokolls ein offenes Auto und
begab ſich, geleitet von zwei Küraſſier-Schwadronen mit
der Regimentsfahne an der Spitze, in den Senat, um dor
den neuen Staatspräſidenten abzuholen und in das Elyſée
zu führen. Während der Fahrt Doumers gab eine an den

Seine-Quais aufgeſtellte Batterie Salutſchüſſe ab. Bei der
Ankunft erwies ein JnfanterieBataillon dem Präſidenten
militäriſche Ehrenbezeugungen. Der Chef des Militärkabi
netts und der Generalſekretär der Präſidentſchaft empfin-

I.

An einem ſonnenhellen Januarnachmittag ſchritten zwei
re Mädchen in Richtung vom Hanſaplatz in Berlin dem

iergarten zu. Sie trugen Schlittſchuhe am Arm und hatten
ſomit wohl die Abſicht, dem Sport des Schlittſchuhlaufens
auf dem Neuen See zu huldigen.

Die friſche Winterluft hatte ihre Wangen gerötet, und
das erhöhte den Reiz der jugendlichen Geſichter. Die Vor
übergehenden warfen wohlwollende Blicke hinüber, die aber
von den ſich eifrig Unterhaltenden nicht bemerkt wurden.

Sie ſtanden beide in dem blühenden Alter von achtzehn
bis neunzehn Jahren, und ihre Kleidun i ihre Hal
tung verriet, daß ſie den erſten Geſellſcha e ange
hörken. And dennoch war ein unverkennbarer Anterſchied
zwiſchen beiden.

Die eine, etwas kleinere, junge Dame war hellblond
und nicht eigentlich hübſch doch der muntere, kecke Aus
druck, der in Augen und Zügen lag, machte das Geſicht
liebenswert. Sie war faſt noch äberſchlank wie ein Back
fiſch und ſchien ſehr lebhaften Temperaments zu ſein.

Die andere dagegen gehörte zu denen, die man, einmal
geſehen, ſo leicht nicht wieder vergeſſen kann. Sie war

ößer und kräftiger gebaut, und in ihren Geſichtszügen,
ihrer Haltung und ihren Bewegungen lag eine natürliche
Anmut, eine geſunde, urſprüngliche Kraft ausgedrückt. Das
feine, geiſtvolle Geſicht, das dunkles Haar umrahmte, hatte
einen elfenbeinweißen Teint, der zu den lebhaften Farben
der Wangen einen angenehmen Gegenſatz bildete. Die
gerade nicht zu kleine Naſe, der ſchön geformte Mund und
die dunklen, ſeelenvollen Augen, das alles vereinigte ſich
zu einem anmutigen Bild. Der Ausdruck in den Augen
zeigte zuweilen einen über i Alter hinausgehenden Ernſt,
zuweilen aber den ganzen Lebensmut, die Lebensluſt, dieganze begeiſterungsfähige Segle der Jugend

Die beiden Freundinnen gingen, leiſe, aber angeregt
plaudernd, durch die verſchneiten Wege des inmitten Ber
lins gelegenen Tiergartens.

Ein prächtiges Bild bot der Tiergarten in ſeinem win
Fterlichen Kleide. Auf den Aeſten und Zweigen der Bäume

lag der Schnee und glitzerte in der Sonne, als wäre er
mit Diamanten beſtreut. Ebenſo war der Boden mit Schnee

bedeckt. Für den Berliner, aus deſſen Straßen der Schnee
immer ſo ſchnell verſchwindet, iſt ſolch eine Schneelandſchaft
ein herzerfreuender Anblick, und darum iſt der Tiergarten
ur Schneezeit faſt ebenſo bevölkert, als wenn er ſich imFrühfaht oder Sommer in ſeiner grünen Pracht zeigt.

„Leugne es nicht länger, Jſa,“ ſagte fetzt die kleinere
der beiden. Alle Welt ſieht und weiß es. daß der Regie
rungsbaumeiſter Bruchhauſen dir eifrig den Hof macht, und
vorgeſtern auf der Geſellſchaft bei Stettens

„Jch bitte dich, Thea, auf welche törichten Gedanken
kommſt du nur!“ unterbrach ſie die mit Jſa Angeredete,
indem eine dunkle Glut in ihre, von der Kälte ohnehin
geröteten Wangen ſtieg.

„Du täuſcheſt dich.“

„Nein, ich täuſche mich nicht, ich habe es genug beob
achtet und leider auch wahrgenommen, daß ein enner
hen Jſabella Renatus dieſen Huldigungen gegenüber
ehr kühl blieb. Du biſt wirklich eine Gletſcherjungfrau mit

einem Herzen von Stein und Eis. Bruchhauſen iſt ein
Mann, der durch ſein Weſen, ſeine Klugheit und Tüchtig
keit gleich ausgezeichnet iſt. Du kannſt doch unmöglich
ſolchen Vorzügen gegenüber kalt bleiben, zumal du merken
mußt, wie er einzig und allein nur dich ſieht, wie er dich
auf jede Weiſe ſeine Huldigung fühlen läßt!“

Jſa ſchwieg eine Weile und ging, den Blick Boden
eſenkt, gedankenvoll neben der Freundin her. nun hobſe ihn mit jähem Entſchluß.

„Nein, ſie laſſen mich nicht kalt ich will dir auch
eſtehen, e ſie nicht ohne Eindruck auf mich gebliebenſind ebenſo ſeine ganze Perſönlichkeit. Seine Auszeichnung Freündin Hand.

tut mir wohl mein Herz klopft, wenn er ſich mir nähert,
und, ach ich weiß ſelbſt nicht, was es iſt, das mich immerwieder kühl und abweiſend ihm gegenüber macht.

„Dein Stolz iſt es, du willſt dich nicht ſo ſchnell ergeben.
„Nein, nein, nicht das allein, ich fühle mich ihm gegen

über noch ſo ſo fremd.“
„Fremd? Aber, liebes Herz, ich dächte, ihr kennt euch

lange genug.“
„Aber nur von Geſellſchaften her, und da ſteht man gut

die Oberfläche.“
„Du ſiehſt. daß er dich liebt, und das iſt genug
„Nein, das iſt nicht genug. Zwei Menſchen, die ſich für

das Leben angehören wollen, müſſen auch innerlich ha
monieren, das heißt, ihre Seelen und Charaktere müſſe
ſich, wenn auch nicht gleichen, ſo doch anziehen, wie zwe
Pole

„Nun iſt das bei euch etwa nicht der Fall?“
„Das ſchon aber
„Was du nur für Aber haſt; wahre Liebe ſtellt kein

Aber. die vertraut blindlings.“
„„Eben, das iſt es ja; ich möchte auch blindlings ver

trauen können.“
„Aber du willſt dich vorher erſt vergewiſſern, ob du es

auch kannſt, hahaha, Liebchen, dann iſt es doch kein blindes
Vertrauen mehr.“

„Gewiſſermaßen doch. Jch möchte nur ſo viel von ſeinem
nnenleben und Charakter kennen wollen, daß ich dieſes

elſenfeſte Vertrauen mit Recht haben kann. Denn der
ann. den ich liebe und dem ich mich zu eigen geben will,

muß auch in anderer Augen hoch in Achtung und Anſehen
ſtehen; ſeine Ehre und ſein Charakter müſſen untadelhaf
und unantaſtbar ſein.“

„Und du meinſt, das könnte bei Bruchhauſen viel
leicht nicht der Fall ſein

„O, entſetzlich, wenn ich ſo etwas meinen ſolltel“
„Vun, ſiehſt du, Herz, wozu alſo die ganze r
„Thea!“ d blieb plötzlich ſtehen und erfaßte der

(Fortſetzung folgt.



gen Doumer vor dem Elyſee und geleiteten ihn in den
Hauptſaal, wo Doumergue und die Mitglieder der Regie
rung ihn erwarteten. Es folgte die Begrüßungsrede des

bisherigen und die Antwort des neuen Staatspräſidenten,
worauf ſich beide zur Amtsübergabe allein in das Arbeits
zimmer begaben. Jn den Hauptſaal zurückgekehrt, nahw
Doumer aus der Hand des Großkanzlers der Ehrenlegion,
des Generals Dabril, die Jnſignien der Ehrenlegion, das
Band des Großkreuzes und die goldene Kette, auf deren
einzelnen Gliedern die Namen ſämtlicher Staatspräſidenten
ſeit dem Jahre 1875 eingraviert ſind, entgegen und wurde
ſomit als Großmeiſter des Ordens der Ehrenlegion aner-
kannt. Jn dieſem Augenblick wurden 21 Salutſchüſſe ab-
gefeuert. Anſchließend begab ſich Doumer in das Rathaus
wo er von dem Präfekten, den Mitgliedern des Stadtrats,
dem Präfekten des Seine Departements und dem Polizei
präfekten empfangen wurde.

Nach der Rückkehr ins Elyſée erfolgte der formelle
Rückkrikt des Kabinetks und die Ankwort des Skaatspräſi-
denken, der Laval bat, ſein Amk zu behalken, da die Regie
rung ſich des Verkrauens der Kammer erfreue. Das zweike
Kabinett Laval ſtellt ſich erſt am 16. Juni vor, denn der
Skagksanzeiger muß erſt die Beſtätigung mit der Anter
ſchrift des neuen Präſidenten bringen. Eine Miniſtererklä-
rung findet nicht ſtakk. In Kammer und Senak wird eine
Abſchiedsbokſchaft des alten und eine Begrüßungsadreſſe des
neuen Präſidenken verleſen. Zu Ehren der Amksübernahme
des neuen Skaakspräſidenken waren ſämkliche Schulen ſowie
die ſtaatlichen und ſtädtiſchen Aemtker geſchloſſen.

Weitere Krawalle im Reich.
Verfammlungsverbok im Bremer Staatsgebiet.

Aus Anlaß der politiſchen Ausſchreitungen in der letz
ten Zeit hat die Polizeidirektion Bremen auf Grund des
Artikels 123, Abſatz 2, der Reichsverfaſſung in Verbindung
mit S 1 der Verordnung des Reichspräſidenten zur Be
kämpfung politiſcher Ausſchreitungen vom 28. März 1931
in Bremen Stadt und Landgebiet und in Vegeſack alle
politiſchen Verſammlungen unker freiem Himmel bis auf
weiteres verboten.

Ueberfall auf den Emdener Oberbürgermeiſter.
Auf den Emdener Oberbürgermeiſter Dr. Mützelburg

würde in ſeinem Amtszimmer ein Ueberfall verübt. Dort
erſchien der kommuniſtiſche Schulcemtsbewerber Lentze, der
den Oberbürgermeiſter wegen von dieſem erlaſſener Ver
ordnungen, das Wohlfahrtsamt betteffend, zur Rede ſtellte
Nach kürzem Wortwechſel ſchlug Lentze auf den Oberbür-
germeiſter ein, der durch das Telephon die Polizei alar
mierte, die Lentze feſtnahm.

Plünderungsverſuch in Leipzig Lindengu.
In LeipzigLindenau kam es vor einem nationalſozia

liſtiſchen Verſammlungslokal, wo ſich Anſammlungen poli
tiſch Andersdenkender gebildet datten, zu Tumulten. Nach
dem das Ueberfallkommando gegen 21 Uhr die Straßen
geräumt hatte, rotteten ſich in einer Nebenſtraße wieder
Demonſtranten zuſammen, wobei der Verſuch unternommen
wurde, ein Lebensmittelgeſchäft zu plündern. Zwei große
Fenſterſcheiben des Geſchäfts wurden eingedrückt. Als die
Menge zur Plünderung der Auslagen ſchritt, erſchien die
Polizei Und machte von dem Gummiknüppel Gebrauch

Kommuniſtendemonſtration in Darmſtadt.
Im Anſchluß an eine erlaubte Kundgebung des Kampf

bundes gegen den Faſchismus verſuchten Kommuniſten, nach
Schluß der Verſammlung einen Demonſtrationszug zu bil
den. Sie wurden von der Polizei auseinandergetrieben,
formierten ſich aber wieder in den Nebenſtraßen. Die Poli
zei, die von den Demonſtranten mit Steinen beworfen
wurde, war gezwungen, vom Gummiknüppel Gebrauch zu
machen. In einem Kleiderhaus wurden Schaufenſterſcheiben
eingeſchlagen und einige Mäntel geſtohlen.

Ueberfall auf Stahlhelmer in Erfurt.
Im Arbeitsamt Erfurt wurden zwei Stahlhelmer von

Kommuniſten mit Stöcken und Meſſern übel zugerichtet.
Ein Stahlhelmer erhielt einen gefährlichen Meſſerſtich. Wie

verlautet, ſollen die Täter Berliner Mitglieder der KPD.
ſein, die zurzeit die Erfurter Partei umorganiſieren.

Zuſammenſtöße in Köln.
In KölnMülheim rotteten ſich einige hundert Kommu

niſten zu einem Demonſtrationszug zuſammen. Die Polizei
verſuchte, den Zug aufzulöſen, ſtieß aber dabei auf den
heftigſten Widerſtand. Nach den Beobachtungen der Polizei
ſoll auch aus verſchiedenen Häuſern auf die Polizei geſchoſſen
worden ſein. Nach Eintreffen von Verſtärkungen wurde
der Demonſtrationszug durch ſcharfe Schüſſe aufgelöſt. Meh-
rere Demonſtranten wurden verletzt.

Ausſchreikungen in Elberfeld und Remſcheid.
Jn Wuppertal Elberfeld kam es wiederum zu kommu

niſtiſchen Ausſchreitungen und Straßenunruhen, bei denen
meiſt Jugendliche beteiligt waren. Die Polizeibeamten, die
tätlich angegriffen wurden, verſuchten mit Schreckſchüſſen
und unter Anwendung des Gummiknüppels die Menge zu
zerſtreuen. Ein Hilfsarbeiter wurde durch einen Schuß in
den Oberſchenkel verletzt. Zahlreiche Straßenlaternen wur
den umgelegt und eine ganze Anzahl Schaufenſterſcheiben
r er Wenn Eine Reihe von Perſonen wurde verhaftet.

uch in Remſcheid haben ſich die Unruhen, die in den Nach
mittagsſtunden ausbrachen, bis in die ſpäten Nachtſtunden
fortgeſetzt. Mehrmals mußte die Polizei, die verſchiedentlich
mit Steinen beworfen wurde, energiſch durchgreifen. Jn
einem Fall war ſie gezwungen, von der Schußwaffe Ge
brauch zu machen.

Neue Krawalle in Kiel und Neumünſter.
Jn Kiel kam es an verſchiedenen Stellen der Stadt

wiederum zu Kommuniſtenkrawallen, die jedoch nirgends
ernſtere Form annahmen. Die Polizei war überall Herr
der Lage. Am Abend wurden zwei große Schaufenſter
ſcheiben des Gebäudes der „Kieler Neueſten Nachrichten“
durch Steinwürfe zertrümmert. Bei den Tätern handelt

es ſich um jugendliche Burſchen. Als die Polizei erſchien,
waren die Täter geflüchtet. Nach den kommuniſtiſchen
Kundgebungen in Kiel kam es während der letzten Tage
auch in den Hauptſtraßen Neumünſters wiederholt zu Zu
ſammenrdktungen zweifelhafter Elemente. Radlerpatrouil-
len, mit Schußwaffen ausgerüſtet, durchſtreiften unausgeſetzt
die Stadt. Jm Verlaufe des Wochenmarktes kam es zu

rößeren Zufammenrottungen, an denen ſich auch Kieler
Kommuniſten beteiligten. Die Polizeibeamten wurden mit
einer Flut von Beſchimpfungen und Schmährufen über
ſchüttet und mußten ſchließlich vom Gummiknüppel Ge
brauch machen.

Aus der Heimat und dem Reiche.
Kemberg, den 15. Juni 1931

Zum erſten Male hart es die neuerſtandene Leipziger
Landsmannſchaft unternommen, der Heimatſtadt einen
Sonntagsbeſuch zu machen. Schönſtes Sommerwetter förderte
den Verlauf des Wiederſehenstages ungemein. Jn den
frühen Morgenſtunden begann in Leipzig die Fahrt durch
die Heide in die Heimat. Der geräumige Wagen der
Rundfahrtgeſellſchaft ließ die Fahrt durch die Heide zu
einem Genuß werden, allerdings mußte dann und wann
in der Heide „getankt“ werden. Kurz nach 11 Uhr trafen
die Heimatfahrer auf dem Marktplatz ein, auf dem der
KantoreiMännergeſangverein Aufſtellung genommen hatte,
der mit einigen Liebern die Feier verſchönte Beigeordneter
Kolbe begrüßte alle Gäſte aufs herzlichſte und bat die
Landsmannſchaft, alle Jahre eine derartige Fahrt in die
Heimat zu unternehmen und in den Leipziger Kreiſen für
den Beſuch Kembergs zu werben. Der Vorſitzende der
Landsmannſchaft ſprach den Dank für die freundliche Auf
nahme aus. Nach dieſer kurzen Begrüßungsfeier zer
ſtreuten ſich die Leipziger, um die Beſuche vorzunehmen.
Am Nachmittag ſammelten ſie ſich in Waldhaus Niemitz,
wo bei Speiſe und Trank, Spiel und Tanz ſchnell die
wenigen Stunden verſtrichen. Auch wir wünſchen, daß die
Landsmannſchaften alle Jahre einmal den Weg geſchloſſen
in die Heimat finden möchten und daß ſie im neuen Wohn
ſitz für den Beſuch der Heimatſtadt werben mögen.

Zahl der Wohlfahrkserwerbsloſen unvermindert
Die ſaiſonmäßige Entlaſtung des Arbeitsmarktes hat den
Gemeinden, denen die Betreuung der Wohlfahrtserwerbs-
ioſen obliegt, noch keine Erleichterung in finanzieller Hin
ſicht gebracht. Nach der Erhebung des Deutſchen Städteta
ges iſt vielmehr die Zahl der vom Arbeitsamt anerkann
ten Wohlfahrtserwerbsloſen
25 000 Einwohnern (die zuſammen 25 Mill. Einwohner
haben) weiter geſtiegen. Sie beträgt am 31. Mai 1931
722 000 (gegen 717 000 Ende April). Dazu kommen 30 000
Unterſtützte, deren Anerkennung als Wohlfahrtserwerbs-
loſe noch ausſteht bezw. vom Arbeitsamt abgelehnt wird.
Von den genannten Städten wurden ſomit am 31. Mai
insgeſamt 752 000 Erwerbsloſe laufend unterſtützt. Von den
Wohlfahrtserwerbsloſen Ende Mai erhielten 68 000 Für-
ſorgearbeit.

Gaditz. Am Sonnabend nachmittag entſtand auf dem
Gehöft des Landwirts Joſt ein Schadenfeuer, durch das
der Stall und die Scheune eingeäſchert wurden. Glück-
licherweiſe konnte aus den brennenden Gebäuden das Vieh
gerettet. werden, während alles andere verbrannte. Die
Entſtehungsurſache iſt noch nicht geklärt, jedoch wird Brand
ſtiftung vermutet.

Schleeſen. Eingebrochen wurde in der Nacht zum
Donnerstag beim Fleiſchermeiſter Wilhelm Schleif. Durch
Eindrücken der Fenſterſcheibe gelangten die Diebe in den
Laden und ließen 30 bis 40 Würſte, mehrere Seiten Speck,
ſowie Fleiſch und Schinken mitgehen. Weiter haben ſie
vergeblich verſucht, die Kaſſe zu öffnen, die durch die
Diebesarbeit ſchwer beſchädigt iſt. Leider ſind die Ein
brecher unerkannt entkommen

Zahna, 12. Juni. Vermißt wird ſeit einigen Tagen
ein angeſehener Geſchäftsmann. Nachdem er in Schwierig-
keiten geraten war, entfernte er ſich von ſeinen Angehörigen.
Jetzt haben dieſe eine Karte von ihm erhalten, der zu ent
nehmen iſt, daß er ſich ein Leid angetan haben könnte.
Beſtimmteres hierüber iſt noch nicht, bekannt geworden.
Der wirtſchaftliche Niedergang ſeines ehedem ſehr guten
Geſchäftes und der Tod ſeiner Gattin im vergangenen
Jahre haben den Mann anſcheinend ſchwermütig gemacht.

Wörlitz. Die Verſteigerung des Dieckmannſchen Grund
ſtückes „Paxk-CaféReſtaurant“ fand unter großer Be
teiligung ſtatt. Mit dem Höchſtgebot von 31 100 Mark
ging das Grundſtück in die Hände des Reſtaurateurs
Rückert, dem früheren Jnhaber des alten Kornhauſes und
des Ratskellers in Deſſau über.

Braunkohlenbergbau gegen Nokverordnung.
Halle. Nach der Notverordnung vom 6. Juni kann die

Regierung die Beitragspflicht für Untertagearbeiter
des Steinkohlenbergbaus und ihre Arbeitgeber zur Arbeits
loſenverſicherung aufheben, wenn dadurch eine angemeſſene
Kohlenpreisſenküng erreicht wird. Dieſe Beſtimmung bedeu
tet, wie vom Deutſchen Braunkohleninduſtrieverein erklärt
wird, eine Suübventionierung des Steinkoh-
lenbergbaus, wie ſie in dieſem Umfange ein anderer
Wirtſchaftszweig bisher nicht erfahren hat. Darüber hinaus
bedeute ſie einen willkürlichen Eingriff in die Wettbewerbs-
lage zwiſchen Steinkohle und Braunkohle zugunſten der
Steinkohle.

Der Deutſche Braunkohlen-Jnduſtrie-Verein hat, wie
wir erfahren, in einem Telegramm an den Reichskanzler
nachdrücklichſt Ein ſpruch gegen dieſe Beſtimmung er
hoben. Er verlangt, daß die Reichsregierung die fragliche
Beſtimmung aufhebt oder mindeſtens von der in der Notver-
ordnung ausgeſprochenen Ermächtigung keinen Ge
b rauch macht.

Erdbeben auch im Oſtharz?
Quedlinburg. Aus Ballenſtedt kommt die Nachricht, daß

auch dort in der Nacht zum Sonntag eine heftige Erder
ſchütterung verſpürt wurde.

Burg b. Magdeburg. Das Brot wird billiger.
Auch hier wird in der nächſten Zeit billigeres Brot geliefert
werden können. Burg iſt nämlich eine der ſieben glücklichen
Städte des Regierungsbezirks Magdeburg, die vom Reichs
ernährungsminiſterium eine größere Menge Roggen zu
billigerem Preiſe zur Verfügung bekommen.

Eine Holzſpalterei niedergebrannk.
Eilenburg. Jn der Burkhardtſchen Holzſpalterei in

Lauſſig brach in der Nacht Feuer aus, dem die ganze
Fabrik zum Opfer fiel. Die Löſcharbeiten wurden durch den
dort herrſchenden großen Waſſermangel ſehr e Die
Höhe des angerichteten Schadens ſteht noch nicht feſt, wie auch

die Entſtehungsurſache bisher noch unbekannt iſt.
Vor dem Volksbegehren in Anhalk.

Deſſau. Die Beſtimmungen für das Anhaltiſche Vorrs
begehren ſind vom Staatsminiſterium fertiggeſtellt. Der
Landtag hat ſich jetzt mit der Angelegenheit zu befaſſen, derden Entwurf ſofort verabſchieden on o daß im Anſchluß an

die Landtagsberatungen durch das Staatsminiſterium die
n eltige ſtſetzung der Eintragungsfriſt erfolgen
ann.

in den Städten mit über

Staaksgerichtshof kagt in der Beſtechungsaffäre.
Deſſau. Das Staatsgericht für Anhalt zur Unterſuchung

der Beſtechungsaffäre betreffend die früheren Landtagsab
geordneten Günther (Deſſau) und Marzahn (Roßlau)
tritt am 24. Juni in Deſſau zuſammen. Die Sitzungsdauer
iſt bis zum 26. Juni berechnet worden. Den Vorſitz führt
Reichsgerichtspräſident Bumke. Außerdem kommen der

Reichsanwalt und vier Reichsgerichtsräte mit nach Deſſau
Halle. Der Oberpräſident der Provinz Sachſen hat, wie

bereits gemeldet, die nationalſozialiſtiſche Tageszeitung „Der
Kampf“, das Organ für Halle- Merſeburg auf die Dauer von

e und zwar bis zum 3. Auguſt 1931 einſchließlich
verboten.

Wohnungs und Wohlfahrksfragen in Leipzig.
Leipzig. Die letzte Stadtverordnetenſitzung beſchloß die

Beibehaltung der Wohnungsſuchkarte, die ſich bewährt habe.
Einige Erleichterungen für Familien mit Kindern ſind vor
geſehen. Eine Raksvorlage, die die Nachbewilligung von
nahe zu 600 000 Mark Mehraufwendungen an Kriegs be
ſchädigt.e und Kriegerhinterbliebene fordert,
wurde ohne Ausſprache angenommen. Ein kom
muniſtiſcher Dringlichkeitsantrag auf Einführung der
40Stundenwoche und Gewährung einer Wirtſchafts
beihilfe an die Erwerbsloſen wurde dem Wohl
fahrtsausſchuß zur Vorberatung überwiefen.

Arbeit für die kommende Landkagsſitzung.
Dresden. Auf der Tagesordnung der am 16. Juni ſtatt

findenden Sitzung des ſächſtſchen Landtags ſtehen die zweite
Beratung der Etatkapitel Gewerbe und Dampfteſſelaufſicht“
und „Reichsverſicherung und Reichsverſorgung“, ſowie die
Beratung kommuniſtiſcher Anträge betr. die Notverord
nung, Maßnahmen gegen Gehaltsabbau der unteren
Beamten uſw. und eine ſtagatsparteiliche Anfrage über die
Anderung der Grundlagen für Aufſtellung des Staats
haushaltsplaänes 1931 durch die neue Notverordnung.

Maßnahmen gegen die Goktloſenbewegung.
Dresden. Das Miniſterium des Jnnern hat nunmehr

die Polizeibehörden beſonders angewieſen, der in
letzter Zeit verſchärften antireligiöſen Propaganda ihre volle
Aufmerkſamkeit zu widmen und die Bevölkerung vor Ver
letzung ihrer religiöſen Empfindungen nachdrücklich zu
ſchützen. Die rechtliche Grundlage hierzu gibt die Reichs
präſidentenverordnung vom 28. März.

Graslitz. Zwei Brüderlebend verbranntIm nahen Roth au entſtand aus unaufgeklärter Urſache
nachts in einem Einfamilienhaus ein Brand, der beim Er
wachen der Bewohner bereits ſo große Ausdehnung ange
nommen hatte, daß der Beſitzer und ſeine Frau ſich nur mit
knapper Not retten konnten. Zwei Söhne im Alter von
18 und 20 Jahren erlitten einen qualvollen Tod in den
Flammen. Der dritte Sohn entging dem Feuertod durch
einen Sprung aus dem Fenſter des Obergeſchoſſes. Die völlig
verkohlten Leichen der beiden verbrannten jungen Leute
würden von der Feuerwehr aus den Trümmern der Brand
ſtätte geborgen.

Anforderungen an die Jnventur
Der Reichsfinanzhof hat ſich wiederholt mit dieſer Frage

beſchäftigt, zuletzt am 29. Oktober 1980. Das Urteil hat
grundſätzliche Bedeutung für jeden Geſchäftsmann, wir
geben ſeinen weſentlichen Jnhalt daher nachſtehend im Wort
laut wieder: „Welche Anforderungen im Eingzelfall an eine
Jnventur zu ſtellen ſind, damit dieſe noch Anſpruch auf
Ordnungsmäßigkeit erheben kann, kann zweifelhaft ſein
Nach Staub, Kommentar zum Handelsgeſetzbuch, 5 39 An
merküng 1a, muß die Jnventur ein genaues Verzeichnis
aller Vermögensſtücke und Schulden mit Wertangabe ent
halten. Nach DüringerHachenburgLehmann, Handelsgeſetz
buch, 8 39 Anm. Sc, ſind in der Jnventur die Vermögens
beſtandteile einzeln nach Gattung, Qualität, Menge, Gewicht,
Maß uſw. zu beſchreiben und der Wert anzugeben. Nun
hat allerdings der Reichsfinanzhof in der Entſcheidung vom
8. Februar 1928 VI A 1187/28 ausgeführt, daß den
Grundſätzen ordnungsmäßiger Buchführung in gewiſſen
Fällen die Zuſammenfaſſung im weſentlichen gleichartiger
Waren wohl nicht widerſprechen dürfte. Wenn aber eine
Jnventur lediglich in einer Weiſe aufgeſtellt wurde, die
ſelbſt für einen Fachmann eine Nachprüfung der eingeſetzten
Werte in der Richtung, ob es ſich um Anſchaffungspreis,
niedrigeren gemeinen Wert oder um eine reine Schätzung
handelt, nicht mehr möglich iſt, und wenn weiter nicht ein
mal der Wiederbeſchaffungspreis der Waren am Stichtag
auch nur annähernd ermittelt werden kann, weil die ein
zelnen Waren nach Art und Menge in der Jnventur nicht
verzeichnet ſind, dann kann eine ſolche Jnventur nicht mehr
den Anſpruch auf Ordnungsmäßigkeit erheben. Die Vor
ſchriften des Handelsgeſetzbuches über Aufſtellung einer
Bilanz und Jnventur haben in erſter Linie den Zweck, den
Gläubigern eine Ueberſicht über die Vermögenslage desGeſchäftsinhabers zu geben. Eine ſolche Ueberſicht ſt aber

nur gewährleiſtet, wenn die Vermögensgegenſtände in der
Weiſe in der Jnventur aufgeführt ſind, daß aus der Jn
r h und Menge der vorhandenen Waren zu er
ſehen iſt.

Gemeinden und Notverordnung
Einführung einer Wohnraumſteuer?

Die neue Notverordnung der Reichsregierung verſucht,
formal auch dem ſchwierigen Problem der Entlaſtung der
Gemeinden von den rieſige t Koſten der Wohlfahrtserwerbs-
loſigkeit gerecht zu werden. Bei näherem Hinſehen ſtellt ſich
aber heraus, daß die Hilfe für die Gemeinden nur eine
ſcheinbare iſt. Kommunalpolitiſch geſehen wird die neue
Notverordnung daran ſcheitern, daß ſie die Gemeinden im
Enderfolg nicht entlaſtet, ſondern daß wieder der Verſuch
gemacht wird, Laſten des Reiches auf die Ge
meinden abzuwälzen. Der Geſamtfehlbetrag der
Gemeinden für 1930 beträgt 450 Millionen Mark, er wird
am Ende des Rechnungsjahres 1931 etwa 625 Millionen
RM. betragen. Den Gemeinden ſtehen zur Abdeckung dieſes
Defizits zur Verfügung die Lohnſteuererſtattungen mit 60
Millionen RM. ſowie Gehaltskürzungen. Dieſen Beträgen
ſteht ein Steuerausfall und ein Ausfall an Hauszinsſteuern
gegenüber, die die Zuweiſungen wieder ziemlich ausgleichen.

Die ſogenannte Saniterung der Arbeitstoſenverſiherung ſtellt lediglich eine Ausga-
benverlagerung dar. Die Sertargung der Unter
ſtützungszeit von 26 auf 20 Wochen bedeutet praktiſch, daß
die Arbeitsloſen 6 Wochen früher als bisher in die gemeind
liche Wohlfahrtspflege kommen, d die Verkürzung der
Unterſtützungsdauer iſt leider nicht gleichzuſetzen mit einer
Abkürzung der Erwerbsloſigkeit. Die bisher 3 Tage wäh
rende Wartezeit für die Jnanſpruchnahme der Arbeitsloſen
verſicherung iſt auf 7——-21 Tage verlängert worden. Hier
liegt die Gefahr vor, daß wegen Hilfsbedürftigkeit die Wobl
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fahrtspflege vielleicht n vor dem Jnkrafttreten der Ar
beitsloſenverſicherung einſpringen muß. Eine weitere Be
laſtung kann den Gemeinden auferlegt werden durch die
Verpflchtung, den Perſonen,freiwilligen Arbeitsdienſt ausführen, Unterkunft und Ver
pflegung zu gewähren. Eine Entſchädigung hierfür iſt nicht
feſtgeſetzt. Gefährlich kann den Gemeinden auch die dem
Vorſtand der Reichsanſtalt für Arbeitsloſenverſicherung auf
erlegte Verpflichtung werden, zur Sicherſtellung des Aus
gleichs des Etats der Reichsanſtalt eine weitere Verkürzung
der Dauer der Arbeitsloſenunterſtützung anzuordnen, d. h.die n Wohlfahrtspflege noch über mit der Für
ſorge für die Arbeitsloſen zu belaſten. Auch die Koſten der
Kriſenfürſorge, von der die Gemeinden 20 Prozent
W tragen haben, müſſen von den Gemeinden in monatlichen

orſchüſſen an die Reichsanſtalt gezählt werden. Viele Ge
meinden werden zu dieſem Zweck Kredite aufnehmen müſſen,
da die Abrechnungen von den Arbeitsämtern bisher ſehr
ſchleppend eingereicht wurden.

Einen recht oberflächlichen Charakter tragen die Beſtim
mungen der Notverordnung, die ſich mit der Verteilung der
obengenannten 60 Millionen RM. auf die Gemeinden be
faſſen. Vorausſetzung für die Zuweiſung der Mitte
an die ſtädtiſchen und ländlichen Bezirksfürſorgeverbände
ſind. 1. daß alle Steuern eingeführt ſind, 2. daß
die Richtſätze für die allgemeine Fürſorge nicht zu
hoch ſind, 3. daß die Haushaltsrechnung durch eine
unabhängige Stelle regelmäßig geprüft wird, 4. daß die
Ausgabenwirtſchaft den Grundſätzen der Sparſamkeit ent
ſpricht und die Bezüge der Beamten, Angeſtellten
Und Arbeiter nicht günſtiger geregelt ſind als bei den glei
chen Kategorien im Reich. An den Bezügen der Gemeinde
arbeiter, die tariflich geregelt ſind, können die Gemeinden
überhaupt nichts ändern. Dieſe Beſtimmung ſteht auf dew
Papier. Die Tarife ſind irch Schiedsſpruch und Verbind
üchkeitserklärung feſtgeſetzt. Der Geſetzgeber müßte alſo zu
nächſt die Tarife der Gemeindearbeiter aufheben, damit
überhaupt erſt die Gemeinden die Möglichkeit haben, die
Arbeitslöhne denen der Reichsarbeiter anzugleichen.

Es würde den Rahmen dieſer ſtichwortmäßigen Dar-
ſtellung weſentlich überſchreiten, wollte man alle kommunal-
politiſchen Fehlerquellen der Notverordnung regiſtrieren
Zum Schluß daher nur noch der Hinweis darauf, daß neben
der Hauszinsſteuer uns wohl bald noch eine Wohn
raumſteuer blühen wird. Dieſe Steuer, die ſtark an di
Fenſterſteuer des franzöſiſchen Ludwig erinnert, kann von
den Ländern eingeführt werden, wenn die Zinszuſchüſſe für
die Neubauten nicht ausreichen Da die Zinszuſchüſſe auch
aus den Rückflüſſen der Hauszinsſteuer geſpeiſt und gewähr
werden, um die in den Reichsgrundſätzen für den Kleinwoh
nungsbau vorgeſehene Miethöhe einhalten zu können, wird
infolge des Rückganges der HauszinsſteuerErträgniſſe auch
ein Rückgang dieſer Zinszuſchüſſe befürchtet. e

Für dieſe Fälle können die Länder eine Wohnraum
ſteuer einführen. Ueber die Notwendigkeit der Einführune
entſcheidet die eigene Organiſation der Länder, nämlich der
Reichsrat! Die Einführung dieſer neuen Skeuer findet ſich
ganz verſteckt im 6. Teil der Notverordnung unker der harm
loſen Bezeichnung Kapitel 1 Zinszuſchüſſe. Kommenkar hier-
zu iſt überflüſſig; er liegt in dem Skeuerabbau- Programm

i.der Reichsregierung vom 1. Oktober 1930.

geſſenkliche vitzung der 9tadtrerordneken

am 12. Juni 1931.
Anweſend ſind 4 Magiſtratsmitglieder und 10 Stadt

verordnete.

welche den neugeſchaffenen

1. Verleſen der letzten Niederſchrift. Dieſe wird ohne
Einwendungen genehmigt.

2. Mitteilungen a) Auf das Geſuch des Magiſtrats,
von der Verlegung des TelegraphenBautrupps Abſtand
zu nehmen, teilt die Oberpoſtdirektion mit, daß aus wirt
ſchaftlichen und bautechniſchen Gründen die Verlegung er
folgen muß, b) von den Verpachtungen der Süßkirſchen
nutzungen. Es wurden geboten für die Bergwitzer Straße
von Walter Kunert 11,50 RM und für die Schmiedeberger
Straße von Ernſt Heinrich 14,50 RM. Der Zuſchlag
wird erteilt.

3. Beihilfe für den Heide-Verein. Zur Durchführung
einer Werbeaktion für Kemderg hat der Heideverein um
eine Beihilfe gebeten, für die der Magiſtrat 100 RM vor
ſchlägt. Stv. Richter ſpricht ſich gegen die Bewilligung
aus, denn es ginge nicht, daß einem Verein, der kaum ein
Vierteljahr beſteht, eine Beihilfe gewährt wird, andere Ver
eine bekamen auch nichts. (Beifall der ſehr zahlreich ver
tretenen Zuhörer.) Sen. Schäfer erläutert, daß dieſe 100
RM durchaus nicht für Vergnügungszwecke verwendet
werden ſollen, ſondern als Mittel, Kemberg außerhalb be
kannt zu machen, Verkehr nach Kemberg zu ziehen, durch
den die Einwohner wieder Nutzen haben. Stv. Knak er
widert dem Sto. Richter, daß es leicht iſt, zu ſagen, wir
lehnen ab. Er möge ſich doch einmal die Verhältniſſe in
Pretzſch, Schmiedeberg, Düben anſehen, welchen Nutzen die
Einwohner durch die Verkehrswerbung haben, wieviele Ein
wohner haben Verdienſt durch Zimmervermieten. Das
alles läßt ſich nicht aus dem Aermel ſchütteln. Wer etwas
einnehmen will, der muß auch etwas ausgeben, das iſt ein
altes Sprichwort; vom Nehmen allein iſt nichts anzufangen.
Die 100 RM ſind beſtimmt nicht zum Fenſter hinaus
geworfen. Von der Verſammlung werden 100 RM zur
Verkehrswerbung durch die Stadt bewilligt.

Neuregelung des Anſchlagweſens. Der Magiſtrat
bringt noch einmal die zurückgeſtellte Vorlage, um deren
Annahme Beigeordneter Kolbe bittet. Stv. Knak und Stv.
Richter vermiſſen die Beantwortung der in der letzten Be
ratung geſtellten Fragen über Bewährung in anderen
Städten. Stv. Hamann lehnt die Vorlage ab, da dadurch
eine Belaſtung der Einwohner eintritt, die Werbung durch
Plakate uſw. vornehmen. Die Vorlage wird daraufhin
abgelehnt.

5. Bauarbeiten an den ſtädtiſchen Gebäuden. Die Vor
lage kommt den Stv. zur Kenntnisnahme mit dem Erſuchen,
die erforderlichen Mittel bei ev. Etatüberſchreitung zu be
willigen. Für die Schule kommt zum planmäßigen Aus
bau eine beſondere Vorlage. Von den Stv. wird bemängelt,
daß alle Poſitionen ſo niedrig eingeſetzt ſeien, daß ein
praktiſches Arbeiten damit kaum möglich ſein wird. Von
der Verſammlung wird die Genehmigung erteilt, da es ſich
nur um kleine Ausbeſſerungen handelt.

6, Entlaſtung des Rechnungsführers. Für die Rechnung
des nan wird dem Rechnungsleger Entlaſtung
erteilt.

7. Kenntnisnahme von Kaſſenprüfungen. Die Sparkaſſe
und Kämmereikaſſe ſind geprüft und Beanſtandungen
nicht erfolgt.

8. Außerhalb der Tagesordnung bringt Stv. Ludley
einen Antrag der Erwerbsloſen zur Kenntnis, deſſen wört
liche Verleſung er wegen der darin enthaltenen unparla
menteriſchen Ausdrücke ablehnt. Gefordert werden darin:

1. Einrichtung einer Volksküche für die Erwerbsloſen,
2. Weitere Bereitſtellung von Mitteln, damit die Kinder

der Erwerbsloſen die erforderlichen Lernmittelz be
kommen können. S3. Frei-Badekarte für alle Bedürftigen und deren Kinder
für alle Tage,

4. Für jeden Erwerbsloſen ohne Prüfung der Bedürftig
keit eine Notſtandsbeihilfe und zwar unverheiratete
35, RM. Verheiratete 50, RM. jedes Kind 15,
RM. ohne irgendwelche Abzüge für rückſtändige Steuerw

und Mieten und dergl.,
5. Erhöhung der laufenden Bezüge für Wohlfahrts

empfänger,
6 Arbeitsbeſchaffung durch Straßenbau.
Dieſe Unterſtützung iſt auszudehnen auf alle Arbeits

invaliden und Kleinrentner. Unterſchrieben iſt der Antrag
von den Erwerbsloſen Selling, Quinque, Braunsdorf,
Wilhelm Müller und Klundt. Ein gleicher Antrag liegt
vor von dem Zentralverband der Arbeitsinvaliden und
Rentner, Ortsgruppe Kemberg.

Stv. Quinque ſchildert die Not der Erwerbsloſen, die
bisher vom Bürgermeiſter mit der Ausrede, es ſeien keine
Mittel vorhanden, abgeſpeiſt wurden. Es ſei unbedingt
notwendig, ſich mit dem Problem Arbeitsbeſchaffung zu
beſchäftigen, weiterhin führt er die Verhältniſſe in Gräfen
hainichen an, zu deren Auswirkung es auch in Kemberg
kommen könne. Seine Partei verurteile dieſe Geſchehniſſe,
die aber aus der Erregung zu bewerten ſeien. Er fordert
als nächſte Straßenarbeit das Teeren der Schmiedeberger
Straße, da bei den Pflaſterarbeiten am Bahnhof wohl
keine Arbeitsloſe beſchäftigt werden. (Während dieſer Aus
führung ertönten von den Zuhörern. Zwiſchenrufe, die der
Sto V. Ludley beanſtandete und bei Fortdauern derſelben
die Schließung der Sitzung in Ausſicht ſtellte.

Sen Schäfer nimmt zu dem Antrag über Straßenbau
das Wort. Er hat geglaubt, daß ſich der Stv. Quinque
mit der Angelegenheit mehr vertraut gemacht hätte als
Antragſteller. Der eingebrachte Antrag auf Teeren der
Schmiedeberger Straße würde bei ſehr hohen Koſten keine
Einſtellung von Arbeitsloſen notwendig machen. Die Be
träge würden lediglich für Material ausgegeben werden.
In Frage kommt nur eine Arbeit, bei der wenig Material,
aber viel Hände gebraucht werden. Ein ſolcher Vorſchlag
ſei aber vom Stv. Quinque nicht gemacht. Stv. Knak
erklärt, daß über die Not nicht mehr geredet werden braucht
die ſpurt jeder. Aber ſo ohne weiteres über dieſen Antrag
zu beſchließen ginge nicht, da der Magiſtrat erſt zu dieſem
Stellung nehmen müſſe. (Bei dieſer Feſtſtellung greifen
die Zuhörer mit Zurufen in die Verſammlung ein. Sto
Knak erklärt, daß er ſich durch die Zurufe durchaus nicht
beirren ließe, ſondern das mache, was er für richtig hielte.
Er ſchlägt vor, dein Magiſtrat 10 000 RM. für Jnangriff
nahme von Straßenbauten zur Verfügung zu ſtellen. Durch
die ſich ſteigernde Unruhe und vielfachen Zwiſchenrufen
ſieht ſich Stv.V. Ludley veranlaßt, die Sitzung zu ſchließen

Nach Schluß der Sitzung dauerten die Kundgebungen

Dienstag abends 8 Uhr

vor dem Rathaus an.

im Bürgerſaal. Bibelſtunde
Prediger WeſtermannWittenberg.

Hierzu wird herzlichſt eingeladen.

Dienstag früh 7 Uhr e Friſche Fiſche Gute Fiſche SS eckkuchen 5 Zahn-Atelier Dienstag früh 2 n 2p a Pr. G el 8 geeſische 3 Kinder-Spielanzüge 2
bei Ernst Berndtz e e z Wochenend-Schürzen u. -KleiderRiesenspörgel 37 Denen 2 8 in Fis packung vorgezeichnet, angefangen, fertig

c. Vollst. schmerzlinderndes z allerbilligſt 2 gestickt und fertig genäht empfiehltAckerſpörgel 7 Zahnziehen 9 P. Miertzſchke in allen Größen, weiß und farbig 2
wwen Rindfleiſch e e 2Weiperübenſaat z Anfertigung künstlicher Rindfleiſch 2 Markt 3 Markt 3

Zähne in Kautſchuck, Gold u. S friſche Leber u Flecke 2 2
empfiehlt S. G. Glaubig S unechten Metallen, ſowie T mpfehlt Wil Rüh e
Fui wil ende Kuh S Kronen, Brückenarbeiten 2Prima ſriſches Feinſte Prima junges fettes

e en hre à Kinck- unch Matjes- Heringe Rind und

e m Repar e Jhochtragende Färseſ: ens aussefähet u Salzheringe Hammelſleiſch
verkauft Schenke, Gnieſt San U Frisone e Bratheringe friſche Flecke

Magdeburger
Pferde und AutoLotterie
Ziehung beginnt nächsten Montag

empfiehlt

empfiehlt
Erust Bachmann 1 LtrDoſe ſpottbillig 56 Pfennig Rich. Krauſemann Nachf.

J. G. Glaubig Inh. Heinrich SchneiderEine Glucke
mit Kücken Fliegenfänger i Armen

zu verkaufen

Einzel-Los 1 Mk. Doppel-Los 2 Mk.16632 Gewinne und 2 Prämien im Werte von RM. 60000
Sämtliche Loſe, die in der Vorziehung nicht gewonnen haben, ſind ohne

Nachzahlung auch für die Hauptziehung gültig.

Auf Wunſch Auszahlung bei Gewinnen über 2, Mark mit 90
in barem Gelde.

30. Zerhter Pferdemarht-lLotterie
Ziehung unwiderruflich am 18. August
Vorzügliche Gewinnchancen

3600 Gewinne und 1 Prämie
Wert der Gewinne: 100000 R

Lose zu 3 R zu beziehen durch

Wittenberger Straße 44

Spielkarten
empfiehlt Richard Arnold

Eine

Wohnung
zu vermieten Markt 11

Wohnhaus
mit Seitengebäude u. Stallungen,
alles maſſiv, ſowie Obſt und
Gemüſegarten iſt preiswert zu ver
kaufen. Zu erfragen in der Ge

Richard Arnold, Buchhandlung ſchäſtsſtelle dieſer Zeitung.

Wir danken allen, die uns beim Begräbnis unseres
lieben Entschlafenen, des Landwirts

Alvert Mihschke
durch Schrift und Kranzspenden ihre Teilnahme be
zeugten. Besonders danken wir dem Krieger- und Land-
wehr- Verein für das Ehrengeleit, Herrn Propst Bertram
für seine tröstenden Worte und Herrn Kantor Pade
nebst Schulkindern für den Gesang.

Die trauernden Hinterbliebenen

Redaktion, Druck und Verlag: Richard Arnold, Kemberg Fernſprecher Nr. 203
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